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MÖGLICH E VERAN DER U NG D ER STU DI ENAN FANG ERZAH LEN
IN DER MEDIZIN 1

Udo Schagen, Berlin

Zusammenlassung:
praktisch alle VorsChläge zur Studienreform, die von ärztlichen Verbänden oder von den Hochschulen zur Dis-

kuision gestellt werdenl gehen davon aus, daß eine Verwirklichung dieser Vorschläge nur bei gleichzeitiger Re-

Ouri.rrnö der Ausbildunlsptatzzahlen möglich ist. Eine solche Reduzierung ist aufgrund der durch das Grund-

ä.."i. gärantierten freiei Wahl des Ausbitdungsplatzes rechtlich und praktisch außerordentllich schwierig. Die

Frooteriatit< der jüngsten gesetzgeberischen Versuche wird dargestellt und darauf verwiesen, daß für die klini-

schen Semester auch bei einer - aus Sicht des Verfassers eher unwahrscheinlichen - Einhaltung der zeitlichen

Värt"O"n mit einer Reduzierung der Studentenzahl frühestens Mitte der neunziger Jahre gerechnet werden

kann. Vorschläge zur Studienreform sollten, wollen sie ernst genommen werden, von der Realität der dezeitigen

Studentenzahlen ausgehen.

Summary:
possible changes in the number ol admitted medical students in the Federal Republic of Germany

Because of basic principles within the west-german constitution guaranteeing the free choice of education to

everybody even with an existing political will within the government and the public administration it is very com-

pricateo tä reduce the number öf admitted students for undergraduate medical education. Doctors organizations

änd medical faculties in general think that there are no possibilities to realize reforms of medical education

without reducing the student numbers. The author shows that even if at alt it will be possible reducing of student

numbers will ta[e time at least until the midst of the nineties. lf medical faculties do not want to abandon the re-

quired reforms of medical education they have to take into account the existing student numbers.

lm folgenden werden einige Überlegungen zur poli-

tisch intendierten Senkung der Ausbildungsplatz-

Zahlen in der Medizin zur Diskussion gestellt.

Absicht dieser Überlegungen ist, zu einer realis'

tischen Einschätzung der Studienbedingungen in

den nächsten Jahren beizutragen.

Rechnerisches und tatsächliches Lehrangebot

der Fakultäten

Zu Beginn soll daran erinneft werden, welche Vor-

aussetzungen in die Bildung der die Zulassungs-

zahlen für die Humanmedizin bestimmenden gülti-

gen Curricularnormwefte in der Kapazitätsverord-

nung (KapVO) eingegangen sind. An fast allen

Hochschulen wurden die Zulassungszahlen auf-

grund der rechnerischen Kapazität der Lehreinheit

Vorklinik allein festgesetzt. Eine Korrektur findet

bisher nirgendwo statt. Dies festzuhalten ist des-

halb von Bedeutung, weil aus diesem Grund auch

kaum durch die Gerichte überprüfte Berechnungen

für die Lehreinheit Klinik vorliegen. Insofern fällt es

besonders schwer, diesbezügliche Prognosen zu

stellen, da die "Weichheit" der Parameter für die

Klinik mit Sicherheit noch höher zu veranschlagen

ist ats für dieienigen der Vorklinik.

Für die Bildung der Curricularnormwerte war von

einer durchschnittlichen Lehrverpflichtung der

Hochschullehrer von 8 und der Wissenschaftlichen

Mitarbeiter von 4 Semesterwochenstunden für vor-

bereitungsintensive Lehrveranstaltungen ausge-

gangen worden. Da der größere Anteil der vorkli-

nischen Lehrveranstaltungen aber aus Praktika be-

steht, die als weniger vorbereitungsintensiv ein-

gruppierl wurclen, ist in Wirklichkeil von einer

Lehrverpftichtung von 1 6 Semesteruvochenstunden
für Hochschullehrer und 8 Semesterwochenstun-
den für wissenschaftliche Mitarbeiter ausgegangen
worden. Es gibt sicherlich viele Gründe, denen hier

nicht nachgegangen werden kann, warum einer re-

gelmäßigen Lehrverpflichtung von 16 Semesterwo-

chenstunden von vielen Hochschullehrern nicht

nachgekommen wird. Aus meiner Sicht liegt aber in

dieser Diskrepanz - Berechnung der Zulassungs-

zahlen auf der genannten Voraussetzung, tatsächli-

ches Lehrangebot aber weit darunter liegend - der
Hauptgrund für das Mißverhältnis von Studenten zu

Dozenten, kurz gesagt der allgemein für die prakti-

sche Ausbildung zu hohen Gruppengrößen. Dazu

kommt noch die Tatsache, daß die mit mindestens

10. häufig 20 o/o zu veranschlagende Zahl im Durch-

schnitt unbesetzter Stellen ebenfalls in die Berech-

nung eingeht.

Zugelassen wird damit seit Jahren aufgrund eines

Berechnungsmodus, der zu einer Lehrkapazität

kommt. die nach meiner Schätzung in einer Grös-

senordnung von ca. 30 o/o lediglich als fiktiv zu be-

trachten ist!



Streichung von Stellen erlediot werden. da beides
allein oder auch beides zusammen die Relation
nicht beeinflußt.

Umsetzung politischer überlegungen zur Redu-
zierung der Ausbildungsplatzzahlen

Vom Bundesarbeitsminister über die parlamentarier
bis zu den Medizinreferenten in den Gesundheits-
ministerien reden derzeit alle über die Senkung der
Zahlen für Medizinerausbildungsplätze. Praktisch
sollten diese Vorstellungen in folgenden Schriften
umgesetzt werden:
'1. Die KapVO sollte hinsichtlich der Berechnung für
die Lehrkapazität Klinik dadurch verändert werden,
daß die Zuschläge für die Einbeziehung potikti-
nischer Ausbildungskapazitäten reduziert werden.
2. Die Lehrkapazität Vorklinik sollte dann der neuen
- reduzierten - Lehrkapazität Klinik durch Reduzie-
rung der Stellen angepaßt werden.

ln diesem Verfahren lagen aber von vornherein eine
Reihe von Unwägbarkeiten:
- Voraussetzung ist, daß die überorüfung der Be-
rechnunqen für die Klinik durch die Gerichte nicht
zu anderen Ergebnissen führen. Hierzu liegen aber
kaum Erfahrungen vor.
- Voraussetzung ist ebenfalls, daß die Reduzierung
der vorklinischen Stellen tatsächlich zu einer Sen-
kung der Aufnahmezahlen führt.
Hierzu folgende Berliner Erfahrung:

Im März 1982 hat das Kuratorium der Freien Uni-
versität Bertin 2 wegen der Finanzsituation eine
zweiprozentige Streichung bei den Stellen für atte
Fachbereiche beschließen rnüssen. Die notwendi-
ge Streichung von Ste//en aus Haushaltsgründen
gilt allgemein als härtesfes rechtliches Kriterium
(und wird sogar bei den Öftenttichen Dienst betret-
f e n d e n Ar b e its g e ri chtsprozesse n at s Kü nd i g u ng s-
grund akzeptiert). Wohlgemerkt; das Kuratorium
der FU hat nicht efwa in der Medizin im Hinblick
auf die bereits 1982 mit gleicher Vehemenz bektag-
ten hohen Ausbildungsplatz-Zahlen eine überpro-
portionale Stellenreduzierung für die Vorklinik
öesch/ossen, sondern lediglich die Künung für
den Globalhaushalt auch an die Vorktinik weiter-
gegeben. Die Berechnung der lJniversität führte
nun zu einer niedrigeren Zulassungszaht, die
natürlich vor Gericht angefochten wurde. Wichtig
ist nun die Begründung, mit der dieser Reduzie-
rung auch in der mveiten lnstanz, dem Oberverwat-
tungsgericht, die Grundlage genommen wurde3:
'... Davon abgesehen hat das Veruattungsgericht
zutreffend darauf hingewiesen, daB die vom Kura-
torium zur Beschränkung der Ausgaben der An-
tragsgegnerin im Haushaltsjahr t9g2 öesch/osse-
ne Ste//ensperre mit dem veftasungsrechttichen
Gebot der erschöpfenden Kapazitätsauslastung
nicht im Einklang steht und deshatb kapazitäts_
rechtlich unbeachtlich rst. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat wiederholt heNorgehoben, daß
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an Einschränkungen des auf Artikel t2 Abs. 1 in
Verbindung mit Artikel 3 Äös. 1 GG beruhenden
Zulassungsrechts der Bewerber strenge Anford+
rungen zu stellen srnd. sie sind nur dann statthaft,
wenn sie zum Schutr der Funktionsfähigkeit der
Universitäten in Wahrnehmung ihrer Aufgaben in
Forschung, Lehre und Studium und nur in den
Grenzen des unbedingt Erfordertichen unter er-
schöpfender Nudung der vorhandenen mit öffentti-
c h e n M i tte I n g esc h aff e n e n Au sb i td u n g s kapazitäte n
angeordnet werden .... Diese Voraussezungen er-
tüllt die vom Kuratorium der Antragsgegnerin be-
sch/ossene Stellensperre nicht, die beider Kapazi-
tätsberechnung zu einer drastischen ... Verringe-
rung des Lehrangebots führt., (5. 4/S)
'... Jede Veränderung der Stellenausstattung durch
Streichungen oder Besezungssperren, die sich
auf die Ausbildungskapazität der betroffenen Lehr-
einheit auswirkt, muß daher das Eroebnis einer
sorofältioen Planuno und einer auf die einzelne
Steile (Hervorhebung durch d. V.) bezogenen Ab-
wägung sein, bei der sowohl die Aufgaben der
Hochschule in Forschung, Lehre und Studium ats
auch die Rechte der Studienbewerber in zulas-
sungsöescfränkten Fächern zu berücksichtigen
sind. Eine Abwägung unter diesen Gesichtspunk-
ten ist dem Kuratoriumsbeschluß offensichttich
nicht vorausgegangen. Das zeigt schon die Tatsa-
che, daß das Kuratorium die Ste//ensperre für den
gesamten Bereich der Universität vertüg hat, ohne
dabei auch nur ansa?^leise nvischen Numerus-
clausus-Fächern und anderen Studiengängen zu
unterscheiden ...' (S. 5)

Das OVG verlangt also, daß Stellenreduzierungen
in der Vorklinik "das Ergebnis einer sorgfältigen
Planung und einer auf die einzelne Stelle bezoge-
nen Abwägung sein" sollen. Zu Ende gedacht hieße
dies, daß bei leder einzelnen, aus Haushaltsgrün-
den zur Streichung anstehenden Stelle nachgewie-
sen werden müßte, warum dies in der Medizin und
in der Vorklinik und warum nicht in jedem beliebi-
gen Nicht-Numerus-clausus-Fach erfolgen sollte.
Die Abwägung hätte also daaustellen, daß eine
Streichung etwa in der Alt-Orientalistik, bei den
Juristen, der Soziologie weniger zumutbar sei als in
der Vorklinik. Eine solche Abwägung ist aber, wie
auf der Hand liegt, in einer großen Universität mit
vielen Hundert Wissenschaftler-stellen und -zig
Stud iengängen, grundsätzlich nicht praktikabel.

Diese Situation hat nun an der FU zu Folgen-
dem geführt:
Das Kuratorium und der Wissenschaftssenator hal-
ten an der Stellenstreichung aus Gründen der
Gleichbehandlung aller Fächer fest. Die Gerichte
zwingen die FU, die gestrichenen und gesperrten
Stellen bei der Berechnung trotzdem zu berück-
sichtigen. Die Aufnahmekapazität hat sich
seit 1982 nicht reduziert.
Zusätzlich zu der vorhin genannten, aus 'uni-
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versitätsinternen" Gründen (Nicht-Wahrnehmung
der Lehrverpflichtung, ZeiNenug bei der
Wiederbesetzung von Stellen) bestehenden nur
"fiktiven Lehrkapazität" gibt es unverändert seit
1982 eine weitere "fiktive Lehrkapazität", die von
den Gerichten trotz überhaupt nicht mehr zur Ver-
fügung stehender Stellen der Universität aufge-
zwungen wird. Sie liegt inzwischen beiweiteren ca.
15 o/" der gesamten Zulassungszahl.

Resümee

Was bedeutet dies nun für eine Prognose hinsicht-
lich der propagierten Reduzierung sowohl von
Medizinerausbildunosplätzen als auch des auf den
Arbeitsmarkt dränoenden Nachwuchses:
a) In den Jahren 1988 und 1989 blieb die Zu-
lasungszahl unverändert. Bei einer durchschnittli-
chen Studiendauer von knapp 7 Jahren werden wir
also bis mindestens 1996 unveränderte Abgänger-
zahlen und bei der prahisch-klinischen Ausbildung
der letzten Studienjahre kaum veränderte Student :

Patient-und Patient:Dozent-Relationenhaben.
b) Ob eine veränderte KapVO so rechtzeitig vorlie-
gen wird, da8 sie schon den Berechnungen für
Herbst 1989 zugrunde liegen kann, warfraglich. a

c) Aber erst dann könnte eine Stellenreduzierung in
der Vorklinik mit einer nicht ausreichenden klini-
schen Ausbildungskapazität begründet werden. Da
in aller Regel nicht diejenigen Stellen frei werden,
auf die in Abwägung aller Aufgaben der Hochschu-
le am ehesten verzichtet werden könnte, und die
Gerichte natürlich Streichungsabsichten schon gar
nicht berücksichtigen, waren realistischerweise
auch für das Jahr 1990 noch gleiche Aufnahmeka-
pazitäten anzunehmen.
d) Danach erst würde von den Gerichten überprüft
werden, ob Reduzierungen in der Lehreinheit Vor-
klinik, wie das Berliner Oberverwaltungsgericht for-
muliert hat, "das Ergebnis einer sorgfältigen Pla-
nung und einer auf die einzelne Stelle bezogenen
Abwägung" waren. Daß hierbei auf den Arbeits-
markt bezogene oder andere gesundheitspolitische
Erwägungen von den Gerichten akzeptiert werden
könnten, ist im Hinblick auf den hohen verfas-
sungsrechtlichen Rang der freien Berufs- und Aus-
bildungsplatzwahl ausgeschlossen.

Die Vorstellung dieser Überlegungen dient nicht
dem Zweck, die allgemeine Klage über die Misere
des medizinischen Unterrichts zu verstärken. Sie
soll dazu beitragen, daß Vorschläge zur Verbesse-
rung der Studiensituation von einer realistischeren
Einschätzung der Rahmenbedingungen ausgehen.
Die Mitglieder der Gesellschaft für Medizinische
Ausbildung sind in besonderer Weise verpflichtet,
den in den Fakultäten bestehenden lllusionen
hinsichtlich der von Politikern verkündeten angeb-
lich alsbaldigen Reduzierung der Studienanfänger-
zahlen entgegenzutreten.

Wenn wir lür weitere mindestens 10 Jahre mit den
bisherigen Studentenzahlen rechnen müssen, müs-
sen alle Uberlegungen zur Studienreform und zu
Strukturveränderungen der Lehre, die ernstgenom-
men werden wollen, dies zur Grundlage haben.

I 
Es handelt sich um die leicht überarbeitete Fassung eines
Beitrags für die 18. Arbeitssitzung der Gesellschaft für Me-
dizinische Ausbildung am 17. 12.88 in Köln. Die im Hin-
blick auf die inzwischen eingetretene Entwicklung zu den
Novellierungsvorhaben der Verordnung über die Kapazi-
tätsermittlung, die Curricularnormw€rte und die Festse!
zung von Zulassungszahlen (Kapazitätsverordnung) und
der Approbationsordnung für Arzte erforderlichen Ergän-
zungen mit Stand vom 25. 7. 89 wurden eingearbeitet.

2 Die Freie Universität Berlin - FUB - ist als Körperschatt des
öffentlichen Rechts organisiert, das Kuratorium ist ihr höch-
stes Organ, das über die Verteilung des staatlichen Global-
zuschusses zum Haushalt betindet.

3 
Unanfechtbarer Beschluß vom 3. März 1983 des 7. Senats,
OVG Berlin, Gesch. Z.: OVG 75 4z4.g2, VG 12 A 1858.82

'̂ Zum Zeitpunkt des Reterats im Dezemb€r lggg konnte mit
einigem Optimismus noch von einer möglichen Verab-
schiedung des damals vorliegenden Entwurfs - Vezicht auf
die Berechnung der Kapazität einer besonderen Lehreinheit
Vorklinik, Begrenzung der Kapazität im wesentlichen an
den für die Ausbildung verfügbaren 20 % de( tagesbelegten
Bett€n - im Herbst 1989 ausgegangen werden. Mittlenveile
wurde die Beschlußfassung auf die Ebene der Kultusmini-
sterkonferenz selbst gehoben; da hier aber Einstimmigkeit
erforderlich gewesen wäre, dies aber nicht zu erreichen
u/ar, ist eine Eeschlußfassung inzwischen mehr als unwanr-
scheinlich. - Der mit Stand vom 6. Juni 1989 vorliegende
'Entwurf einer siebten Verordnung zur Anderung der Ap-
probationsordnung lür Ante" des BMJFFG soll nun offen-
bar einen anderen Weg zur Reduzierung der Zulassungs-
zahlen eröffnen: durch die exakte Festlegung des Stunden-
anteils und der maximalen Teilnehmerzahlen für den kli-
nisch-praktischen Unterricht sowie die zusätzliche En-
führung von neuen Ptlicht-Praktika und Seminaren (g 2 und
Anlagen 1 und 3 des Entwurts) soll die Grundlage lür aine
Veränderung des Cunicularnormwerts geschatfen werden.
Der Zeithorizont für diesen Weg stellt sich folgendermaßen
dar: unter der Voraussetzung der Verabschiedung einer ent-
sprechenden 7. Novelle der ApprOA im Herbst t9g9 könnt6
die KapVO im Frühlahr 199O so novelliert werdei,daß eine
Feduzierung daraufhin neuberechneter Zulassungszahlen
zum \Mntersemester 1990/91 denkbar wäre: erst 1997 wäre
dann eine Reduzierung der Abgängerzahlen zu eruarten.
Alle bisher dargestellten Unwägbarkeiten hinsichttich der
Überprüfung der neuen Zulassungszahlen trälen aber un-
verändert zu.
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